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Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 
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Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
ü i is: Fü i i d in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſen dung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl. 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung i ao 1 fl. Fur bas Ausland jährlich 8 Mar, 
Als werthpolle Veilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Aue it dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellnngen, welche wir uns der Einfachheit halber ver Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Lerwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. Mm 


illi net. — bühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find vertofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Inſerate werden billigſt berechnet Berlagenge A Elke ee gend finden. 
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Inhalt Dieſe Berichte würden den Landesbehörden ſehr geringe Mühe 
f machen und der ganze umſtändliche Apparat der Vereinseingaben für 
i öſterreichiſchen Vereins⸗ und Verſammlungsrechte. den Kataſter, welchen wir oben charakterifint haben, könnte einſach 
h Br. unt H en XIV. Die amtliche Vereinsſtatiſtik. (Schluß.) beſeitigt werden; das ſtatiſtiſche Bureau wäre in Kenntniß von allen 
Mittheilungen aus der Praxis: jeweilig exiſtirenden Vereinen und hätte ſich nun zum Zwecke weiterer 
Ablehnung des politiſchen Weges, wenn es ſich darum handelt, eine von den Nachforſchungen an die Vereine ſelbſt zu wenden. 
Parteien bereits eingehobene dee e es | Bis hieher hat die Sache gar keine Schwierigkeit, die veränderte 
e e h Sa el ben Mer em nicht zugeführt hat, zu Mitwirkung 8 politiſchen Behörden iſt durch Instruction von Seite 
requiriren. des Miniſteriums zu erreichen und dieſe kann, da im Ganzen eine Ent⸗ 
Durch die Verurtheilung einer Perſon wegen Uebertretung des Preßgeſetzes und laſtung der politiſchen Behörden erzielt wird, wohl nicht verweigert 
des Geſetzes über das Verſammlungsrecht erſcheint bezüglich dieſer Perſon werden. 
die Vorausſetzung der Beſcholtenheit behufs Ausweiſung aus dem Gemeinde⸗ Nun fragt es ſich aber, ob die officielle Statiſtik ſich mit den 
, gebiete nicht gegeben. bezeichneten Daten, welche lediglich den Stand und die Bewegung der 
ae Vereinsziffern ſowie die rechtlichen Grundlagen der Vereinsgründungen 
W und Vereinsauflöſungen kennzeichnen, begnügen könne, oder ob ſie über 
Erledigungen die Verarbeitung dieſer Daten hinaus zu einer Darſtellung der Vereins⸗ 
= thätigkeit ſchreiten folle. Iſt das letztere der Fall, und nach unſerer Auf⸗ 
faſſung kann daran nicht gezweiſelt werden, dann muß man auf der 
Studien zum üſterreichiſchen Bereins- und Perſamm- Einlieferung von Jahresberichten Seitens der Vereine beſtehen und die 
{ geſetzlichen Handhaben zu einer ſolchen Forderung dürften nach dem, 
lungsrechte. was wir über die bezüglichen Miniſterialverordnungen mitgetheilt haben, 
keine Abſchwächung erfahren, wenn die Forderung unmittelbar von dem 
ſtatiſtiſchen Amte geſtellt würde. 


Von Dr. Karl Hugelmann. 


XIV. | Letzteres hätte nach unſerem Plane den Fragebogen alljährlich 

5 ; an die Vereine zur Ausfüllung zu überſenden und erft dann, wenn die 
Die amtliche Vereinsſtatiſtik. direct geſtellte Frage nicht beantwortet würde, hätten die politiſchen 
Schluß; Behörden einzuſchreiten. Die Koſten der jährlichen Auflage der Druck⸗ 


ſorten würden reichlich aufgewogen durch die Sicherheit, die Antworten 
Eentraliſation der ſtatiſtiſchen Arbeit in den ſtatiſtiſchen Bureau's, in entſprechender Form zu erhalten ſpeciell in einer gleichmäßigen 
wo möglich unmittelbare Erhebung durch die letzteren, nicht durch die äußeren Geſtalt, welche für die ſtatiſtiſche Manipulation von unſchätz⸗ 
in erſter Linie mit anderen Geſchäften betrauten Regierungsbehörden, barem Werthe iſt. Und wenn man die Arbeit der Correſpondenz mit 
das ſind die Forderungen, welche bei jeder ſtatiſtiſchen Arbeit von fach⸗ jedem einzelnen Vereine betont, ſo muß dagegen in Anſchlag gebracht 
männiſcher Seite erhoben werden, dieſe ſind es, welche auch in der werden, daß die gleiche Arbeit, nur zerſplittert, auch bisher von den 
Vereinsſtatiſtik Geltung haben. Nichts anderes hätten daher unſeres Erachtens politiſchen Behörden aufgewendet wurde; ja wir glauben, daß ſehr 
die politiſchen Behörden zunächſt zu präſtiren als die Namhaftmachung viele Excitatorien und Monitorien, welche jetzt im Schwunge ſind, bei 
der, ſei es conceſſionirten oder zur Kenntniß genommenen, Vereinsbildungen dem directen Verkehr der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion mit den Ver 
und die Vorlage der dieſen zu Grunde liegenden Statuten, wenn man einen erſpart würden. 

will, auch noch die Angabe der Conceſſionswerber, beziehungsweiſe Prä⸗ Mit alledem wäre aber noch nicht genug geſchehen. Wir halten 
ſentanten der Statuten. Dieſen in kurzen Friſten, etwa von Monat zu zunächſt eine Aenderung der Friſten für nothwendig (die Formularien 
Monat oder von Quartal zu Quartal, von Seite der Landesſtellen an die müßten ſtets in den letzten Decemberwochen zur Ausfüllung ausgetheilt und 
ſtatiſtiſche Centralcommiſſion erſtatteten Mittheilungen über die Vereins⸗ in den erſten Jännerwochen ausgefüllt eingeliefert werden), ſodann er⸗ 
gründungen müßte naturgemäß die Nachweiſung über die in den betref- heiſcht aber auch die Einrichtung der Fragebogen, wir wir ſchon um⸗ 
fenden Zeiträumen vorgefallenen Statutenänderungen und Vereinsauf⸗ ſtändlich ausgeführt haben, vielfache Aenderung. 

löſungen, der freiwilligen ſowohl als der von der Behörde verfügten, Seit der Reform der Vereinsſtatiſtik hat die Vereinsgeſetzgebung 
angeſchloſſen werden, kurz, die Landesregierungen hätten fortlaufend über eine einſchneidende Aenderung erſahren, ein Theil der Vereine unterſteht 
jene Vorgänge im Vereinsleben zu berichten, bei welchen ſie ſelbſt einen noch dem Geſetze von 1852 und damit dem Eonceſſionsſyſteme, der 
entſcheidenden Einfluß haben, hingegen über nichts, das außerhalb ihrer | andere iſt von letzterem auf Grund des Geſetzes von 1867 frei. Dieſen 
unmittelbaren Sphäre liegt. verſchiedenen geſetzlichen Grundlagen muß die Vereinsſtatiſtik angepaßt 
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werden, ſpeciell auch die Variation der Formularien nach Vereinskate⸗ in Rückſicht auf das zur Orientirung dienende Maß ſehr bald Zweifel 
gorien, und dann wird ſich noch die Frage ergeben, in welchen Punk⸗ möglich. Und jo glauben wir, daß ſeit 1871 ſowohl in der gegenſtänd⸗ 
ten ſich für jede einzelne der Gruppen die Thätigkeit am leichteſten lichen als geographiſchen Gliederung der Tabelle des Guten zu viel 
fixiren läßt. Es iſt z. B. ein abſolut unrichtiges Verhältniß, daß auf geſchieht. Bei der Theilung der Vereine in 29 Gruppen und der Nach⸗ 
Grund des Vereinsgeſetzes von 1867 den politiſchen Behörden eine weiſung dieſer Gruppen für jeden einzelnen Bezirk wird, jo lange 
Reihe von Daten zur Verfügung ſtehen (jo die Namen ſämmtlicher weitere Unterſuchungen nicht erfolgen, eine für die Wiedergabe der 
Ausſchußmitglieder, die Zahl der Vereinsverſammlungen und rückſicht⸗ primärften Daten zu weit gehende Mühe aufgewandt. Man halte ſich 
lich der politiſchen Vereine die Liſten aller Vereinsmitglieder), welche doch immer gegenwärtig, daß auf jeden der ländlichen Bezirke nur circa 
eine ſtatiſtiſche Verwerthung geſtatten, daß dieſe aber letztere nicht er⸗ 25 Vereine entfallen, daß alſo durchſchnittlich in jedem derſelben mehrere 
fahren, weil die amtliche Statiſtik, das Vereinsgeſetz ignorirend, ledig- Vereinsgruppen gar nicht, die andern mit 1 — 2 Vertretern bedacht 
lich auf dem Miniſterialerlaſſe von 1866 und den Durchführungsver⸗ | find. Bei ſolchen minimalen Verhältniſſen verbietet ſich eine weitgehende 
ordnungen desſelben ſußt. Gliederung im Intereſfe der ſtatiſtiſchen Ueberſicht von ſelbſt und wir 
Ein weſentlicher Mangel iſt ferner der Abgang einer Strafſanc⸗ würden daher die Reproduction nach Ländern, etwa mit Ausſcheidung 
tion. Für die im Vereinsgeſetze aufgeſtellten ftatiftifcheu Forderungen iſt der Städte mit eigenem Statut, für vollkommen genügend halten. 
ein Straſzwang gegeben, für die geſammte ſtatiſtiſche Organifation des Desgleichen erſcheint die gegenſtändliche Gliederung angreifbar. 
Jahres 1866 beſteht aber ein ſolcher nicht Die politiſchen Behörden Wir ſehen ganz davon ab, daß uns an Stelle eines Syſtems eine 
ſind in der That, wenn die Vereinsnachweiſungen trotz wiederholter alphabetiſche Reihung von Vereinsgruppen entgegentritt, allein der 
Monitorien nicht geliefert werden, nur ſchwer in der Lage, die Erſtat⸗ Gruppen ſind für eine leichte Ueberſicht zu viele, zumal, wenn man, 
tung derſelben zu erzwingen, die Verordnung vom 20. April 1854 wie wir geſehen, mitunter jene Gruppen ignorirt, die durch die ſpeciellen 
wenigſtens, die in allen ähnlichen Fällen als Handhabe dienen muß, Erhebungsformulare als Einheiten gegeben ſind. Eine ſolche Specialiſi⸗ 
reicht zu dieſem Zwecke kaum aus. rung iſt um ſo bedenklicher, wenn der Eintheilungsgrund vielfach ein 
Zu einer nach dieſen Richtungen zielenden Aenderung wäre aber gegenſeitiges Sichausſchließen der Kategorien vermiſſen läßt, wie z. B. 
vielfach eine geſetzliche Normirung nöthig, denn, wenn das grundrecht⸗ bei den ruppen „Caſinovereine“ einer „Geſelligkeitsvereine“ 
lich fixirte Princip, daß die Ausübung des Vereinsrechtes durch Geſetze andererſeits. Es kann unmöglich ein richtiges Bild von dem Vereins⸗ 
geregelt werde, auch ältere Verordnungen über dieſen Gegenſtand nicht leben geben, wenn z. B. in dem Jahrbuche pro 1874 Kärnten und 
eo ipso beſeitigt hat, fo verhindert es doch, daß das Vereinsrecht Schleſien als Länder ohne Geſelligkeitsvereine erſcheinen. n) Aus allen 
fürderhin im Verordnungswege Beſchränkungen unterworfen werde. dieſen Gründen können wir nur bedauern, daß die einfachere Tabelle 
Mögen die neuen Auskünfte, welche man den Vereinen zumuthen würde, des erſten Trienniums mit ihrem Verſuche ſyſtematiſcher Gliederung nicht 
immerhin nicht läftiger fein als die bisher verlangten, ein Zwang hiezu ſchon im Intereſſe der Continuität der Publicationen beibehalten 
iſt unzuläſſig, wenn er nicht auf Grund eines Geſetzes geübt wird. worden iſt. a As 
Jeder Verſuch, in dieſer Richtung eine Reform anzubahnen, müßte Jetzt iſt die Sache allerdings ſchwierig. Denn greift man zu 
ſomit auf Schwierigkeiten ſtoßen, die ſich nur im Wege der Geſetz⸗ einer neuen Gliederung, ſo zerreißt man wieder den Faden einer ſeit 
gebung beheben ließen, und da können wir uns wohl nicht ver⸗ fünf Jahren ununterbrochen vorliegenden Beobachtungsreihe, macht Ver⸗ 
hehlen, daß zu einer ſolchen Arbeit gegenwärtig gar keine Ausſicht gleiche mit den Vorjahren unmöglich, kurz beſchwört alle jene Gefahren 
it. Es ift allerdings ein Antrag auf Reform des Vereinsgeſetzes in der Discontinuität abermals herauf, die wir ſchon einmal beklagt haben. 
der laufenden Seſſion des Reichsrathes geſtellt worden, allein derſelbe | Wir könnten daher nur eine ſolche Reform des Vereinstableaus 
ſcheint im Ausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes begraben zu fein, ganz billigen, welche ſich mit der Contraction der jetzt beſtehenden Gruppen 
abgeſehen davon, daß ihm ganz andere Erwägungen als ſolche zu größeren begnügte, ohne vorher einzelne derſelben in Theile zu zer⸗ 
ſtatiſtiſcher Natur. zu leitenden Motiven dienten. Iſt ſomit nicht daran | legen. Auf dieſe Weiſe wäre die Continuität wenigſtens einigermaßen 
zu denken, daß eine allgemeine Reform des Vereinsrechtes, welche gewahrt und in Verbindung mit der geographiſchen Reduction zugleich 
die ſtatiſtiſchen Poſtulate mit berückſichtigt, in der gegenwärtigen Legis⸗ Raum für andere Daten gewonnen. f 
laturperiode zu Stande kommt, ſo iſt ſelbſtverſtändlich die Ausſicht, Für andere Daten, ſagen wir, denn erſt im weiteren Verfolge 
die Geſetzgebung zu einer ſtatiſtiſchen Novelle in Bewegung zu ſetzen, der Arbeit, erſt in der Darſtellung der Wirkſamkeit der Vereine kommt 
eine noch viel geringere, und wahrlich, bei aller Wärme für die ftati- | die wahre Bedeutung der Vereinsſtatiſtik zum Ausdruck. Bekannt find 
ſtiſchen Intereſſen liegt uns auch die Nothwendigkeit legislativer Oeko⸗ die Zahl der Mitglieder und die Namen und Standeseigenſchaſten der 
nomie zu ſehr am Herzen, als daß wir dies gegenwärtig im Ernſte Vorſtände (den politiſchen Behörden auch jene ſämmtlicher Ausſchußmit⸗ 
verlangen könnten. Wir verzichten daher darauf, dieſen Punkt, wie der glieder und bei den politiſchen Vereinen ſogar die Namen aller Vereins⸗ 
Umfang der ſtatiſtiſchen Erhebungen geſetzlich ſixirt werden müßte, mitglieder), es läßt ſich daher nachweiſen, wie tief das Vereinsleben die 
weiter auszuführen. Maſſen des Volkes ergreift und welche Elemente die Führung des Vereins⸗ 
Die von uns erörterten Undeutlichkeiten des Formulars II könn⸗ lebens in Händen haben, es läßt ſich ſogar die Fluctuation oder der 
ten theilweiſe im Wege der Erläuterung behoben werden, im Weſen ſtändige Charakter der Vereinselemente andeutungsweiſe erkennen. Nicht 
aber muß man ſich mit dem letzteren in ſeiner jetzigen mangelhaften Form minder liegen in den Einnahme⸗ und Ausgabeziffern die Daten vor, 
begnügen. Nur ſo viel ließe ſich noch im adminiſtrativen Wege erreichen, um wenigſtens annähernd die Selbſtbeſteuerung klarzuſtellen, welcher ſich 
daß die oben bezeichneten Daten, welche den politiſchen Behörden auf die Bevölkerung für die Zwecke der Vereinsverwaltung unterwirft, es ift 
Grund des Vereinsgeſetzes von 1867 zur Verfügung ſtehen, von letz- zu weiteren Forſchungen ſomit immerhin einiger Anhaltspunkt gegeben. 
teren der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion zugeführt würden. Die Muſter folder Unterſuchung find in jüngſter Zeit in Baiern 15) 
Die Frage ſpitzt ſich alſo dahin zu: Was läßt ſich mit den und der Schweiz gegeben n) worden, es handelt ſich nur darum, dieſem 
gegebenen Mitteln erreichen, wie find die vorgeſchriebenen Ausweiſe trotz Beiſpiel zu folgen. Hiezu bedarf es natürlich eines bedeutenden Kraft⸗ 
ihrer Mangelhaftigkeit zu verwerthen? aufwandes und es iſt ſehr leicht möglich, daß das ſtatiſtiſche Amt 
Die Veröffentlichung eines Geſammtverzeichniſſes aller Vereine, 


; 1. Ji 5 I 12) Daß durch dieſen Widerſpruch der für die Erhebung angeordneten 
wie es z. B. für die Sparcaſſen, Genoſſenſchaften, Bank und Eredit⸗ Vereinsſyſtematik mit der Gliederung des Schemas in dem Jahrbuche die Au⸗ 


inſtitute ſowie die Actiengeſellſchaften in dem ſtatiſtiſchen Jahrbuche | torität der ſtatiſtiſchen Normen bei den politischen Behörden tief erſchüttert wird, 
gegeben wird, iſt niemals verſucht worden, auch in der Weiſe nicht, iſt zweifellos. Gerade die Vielartigkeit der Erhebungsformulare iſt eines der 
daß der Geſammtſtand etwa nur in beſtimmten Cenſusjahren publicirt, 995 ent en ae un kin El Ole 
3 . 0 1 1 3 1 N 5 17. er Erhebungsſormulare in den Publicationen verwi erſcheint, wenn hier na 
u der Zwischenzeit aber die ee tänberungen ji Bere lien Jahr für | anderen Kategorien gegliedert wird als dort, dann entftehen in den Executiv⸗ 
Jahr mitgetheilt würden. Daß eine ſolche Veröffentlichung höchſt dan⸗ organ n unabweisliche Zweifel, ob die ihnen aufgebürdete Mühe auch eine noth⸗ 
kenswerth wäre, bedarf keines Nachweiſes, fie kann nur mit Rücklicht | wendige oder überhaupt nützliche ſei. 

auf die Koſtenfrage und da allerdings ſehr begreifliche Anfechtung. ) Vergl Mayr Georg, Statiſtik der Vereine für Bildungszwecke in 
erfahren. Baiern nach dem Stande des Jahres 1872 (30. Heft der Beiträge zur Stati⸗ 


95 5 HR ? ſtik des Königreichs Baiern, herausgegeben vom k. ſtatiſtiſchen Bureau). 
Anders ſteht es hingegen mit einem Extracte der numeriſchen 1%) Keller und Niedermann, die ſchweizeriſchen Vereine für Bildungszwecke 
Daten, wie er jetzt jährlich in den Jahrbuchstabellen erſcheint; hier ſind im Jahre 1871, Baſel⸗Genf⸗Lyon, H. Georg's Verlag, 1877. 


eines großen Staates wie Defterreich unter den vielen Aufgaben, die 
ſeiner harren, dem einen Zweige des Volkslebens eine ſo weit gehende 
Aufmerkſamkeit nicht zu ſchenken vermag. In dieſem Falle müßten wir uns 
beſcheiden, das Los der überwiegenden Mehrzahl der Staaten zu theilen, 
dann müßten wir aber auch auf den von vornherein coloſſalen Plan 
einer umfaſſenden Vereinsſtatiſtik raſch entſchloſſen verzichten. Einige 
Gruppen des Vereinsſyſtems könnten herausgegriffen werden, alle andern 
müßte man der Privatſtatiſtik überlaſſen, welche glücklicher Weiſe 
gerade auf dem Gebiete des Vereinsweſens, nämlich von den Ver⸗ 
einsverbänden, mit Erfolg gepflegt wird. 15) Die jetzige Einrichtung, 
welche jährlich 11.000 Vereinsausweiſe einliefern läßt, ohne die 
Publication von deren Inhalt ſicherzuſtellen, iſt unhaltbar; Reduction der 
ſtatiſtiſchen Erhebungen auf dem Gebiete des Vereinsweſens oder Vor⸗ 
nahme derſelben mit großen Kräften, auf reformirten Grundlagen und 
unter dem leitenden Princip der Publicität der Reſultate muß daher 
die Loſung ſein. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ablehnung des politiſchen Weges, wenn es ſich darum handelt, 
eine von den Parteien bereits eingehobene Summe öffentlicher 
Concurrenzbeiträge (Friedhofsconcurrenzbeiträge) von dem Ob⸗ 
manne des Concurrenz⸗Ausſchuſſes, welcher die Summe ihrer 
zweckgemäßen Verwendung nicht zugeführt hat, zu requiriren. 


Im Jahre 1864 bewilligte die ſteiermärkiſche Statthalterei die 
Umlegung des Friedhofes der Pfarrgemeinde St. an der Kärntnerbahn 
und wurde zu dieſem Behufe von der Kirchenvorſtehung in St. eine 
Grundfläche von 1800 Klaftern der Pfarrgemeinde um den Betrag von 
900 fl. überlaſſen. Zu Deckung dieſes Kaufſchillings und der Friedhof⸗ 
umlegungskoſten wurden von dem Kirchenconcurrenz⸗Ausſchuſſe von St., 
welcher dieſe Angelegenheit zur Durchführung in die Hand nahm, die 
eingepfarrten Gemeinden St., R., N. und M. herangezogen und wurden 
dieſe Koſten im Juni 1865 auf die einzelnen Parteien in dieſen Gemein⸗ 
den repartirt. Im Jahre 1872 wurde an Stelle des hiezu nicht com⸗ 
petenten Kirchenconcurrenz⸗Ausſchuſſes ein eigener Friedhofherſtellungs⸗ 
Ausſchuß gewählt, der am 30. Juli 1872 eine förmliche Liquidirung der 
Friedhofherſtellungsauslagen vornahm, bei welchen auch der Kaufſchillings⸗ 
reſt per 600 fl. ſammt 6% igen Zinſen für den pfarrlichen Grund 
liquidirt wurde. Weiters wurde unterm 15. Anguft 1872 beſchloſſen, 
daß die Rechnungsleger die bereits eingehobenen Concurrenzbeiträge abzu⸗ 
führen haben und die noch rückſtändigen Parteien zur Zahlung ihrer 
Concurrenzquoten verhalten werden ſollen. 

Mit Statthalterei⸗Erlaß vom 27. November 1874 wurde über 
nenerliches Einſchreiten der Kirchenvorſtehung St. um Berichtigung des 
Kaufſchillingsreſtes der Bezirkshauptmannſchaft O. die Einbringung der 
ausſtändigen Concurrenzbeiträge und die Ordnung dieſer Sache aufgetragen. 

Um zu conſtatiren, wie viele Koſten für die fragliche Friedhofs⸗ 
umlegung noch ausſtändig ſind, wurde von der Bezirkshauptmannſchaft 
am 26. März 1877 eine commiſſionelle Verhandlung unter Zuziehung 
aller Intereſſenten vorgenommen. 

Bei dieſer Commiſſion haben die Vertreter der eingepfarrten 
Gemeinde die Aufbringung der liquidirten Rückſtände zugeſichert. 
Weiters hat ſich ergeben, daß laut vorgewieſener Quittungen Ignaz S., 
vormaliger Gemeindebeamter in R., dem Jakob K., welcher vom Jahre 
1865 bis 1871 Gemeindevorſteher in St. war, derzeit auch wieder 
Gemeindevorſteher daſelbſt und Obmann des Friedhofherſtellungs⸗Aus⸗ 
ſchuſſes iſt, an eingehobenen Friedhofconcurrenzbeiträgen den Betrag von 
150 fl. und weiters dem Karl L., welcher im Jahre 1867 Obmann 
des Kirchenconcurrenz⸗Ausſchuſſes in St. war, am 22. October 1867 
an eingehobenen Concurrenzgeldern den Betrag von 300 fl. abführte. 
Karl L. läugnete, dieſen Betrag von S. erhalten zu haben, der ihm 
dieſe Quittung ohne Bekanntgabe des Inhaltes zur Unterſchrift unter⸗ 
breitete und der ihn hintergangen habe. Eine von ihm und K. dieſer⸗ 
wegen gegen S. eingeleitete ſtrafgerichtliche Unterſuchung wurde zu 
Gunſten des Letzteren entſchieden. L. erklärte ſich bereit, den Betrag 


15) Die Arbeiten auf dem Gebiete der Genoſſenſchaftsſtatiſtik Deutſchland's 
wollen wir nur nebenbei erwähnen, weil wir dieſes Feld des Aſſociationsweſens 
oben nicht direct berührt haben, unmittelbar hierher gehört aber als Muſter einer 
von Vereinen ausgehenden Leiſtung das „ſtatiſtiſche Jahrbuch“ der deutſchen Turn⸗ 
vereine, und dieſem einen Beiſpiele ließen ſich viele andere anreihen. 
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von 300 fl. nebſt Zinſen bis Ende Jänner 1876 per 165 fl., zuſam⸗ 
men alſo 465 fl., an die Kirchenvorſtehung St. abzuführen, vorbehalt⸗ 
lich des Rechtsweges an Ignaz S. Er bemerkte jedoch, daß der fragliche 
Betrag doch vielleicht an den Unternehmer A. abgeführt, ſonach für den 
Friedhof verwendet wurde. K. erklärte ſich zur Zahlung der von S. 
angeblich erhaltenen 150 fl. ſammt Zinſen bereit, obwohl er den Em⸗ 
pfang auch beſtreiten müſſe. 

Dieſen Erklärungen zu Folge wurden beide mit Decret der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft ddo. 27. März 1877 aufgefordert, die erwähnten Beträge, 
und zwar L. den Betrag von 465 fl. und K. den Betrag von 207 fl. 
ſammt neuerlichen Zinſen vom 1. Jänner 1877 an, binnen 14 Tagen 
bei der Bezirkshauptmannſchaft zu erlegen. K. zahlte, während L. den 
Recurs ergriff, dem eine Quittung des Friedhofbauunternehmers Franz A. 
über am 22. October 1867 erhaltene 300 fl. beilag. 

Er behauptete im Recurſe, dieſe 300 fl. doch erhalten aber unver⸗ 
züglich für Zwecke des Friedhofes wieder verwendet zu haben und ſtellte 
die Competenz der politiſchen Behörden puncto der fraglichen Zahlung 
in Abrede. 

Nach der aus dieſem Anlaſſe eingeholten Aeußerung des Gemeinde⸗ 
vorſtehers Jacob K. in L. iſt jedoch keineswegs erwieſen, daß dieſe an 
den Bauunternehmer abgeführten 300 fl. mit jenen von S. an L. 
abgeführten 300 fl. identiſch ſind. 

Ueber dieſen Recurs des L. fand die Statthalterei mit Erlaß 
vom 3. December 1877 die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 
in O. ddo. 27. März 1877 wegen Incompetenz zu beheben. Es handelt 
fich (argumentirte erſtere Behörde) um einen Betrag, welchen der vor⸗ 
malige Gemeindebeamte von R. Ignaz S. an Concurrenzbeiträgen ein⸗ 
gehoben hat und laut vorliegender Quittungen dem L. abgeführt haben 
ſoll, ohne daß nachgewieſen erſcheint, daß dieſer von L. dem Concurrenz⸗ 
zwecke zugewendet worden ſei. Wenn nun ſeitens der Concurrenz dieſer 
von L. als Gemeindevorſteher von St. übernommene Betrag beanſprucht 
wird, ſo iſt dies eine privatrechtliche Forderung, welche der Friedhofs⸗ 
Ausſchuß nomine der vertretenen Gemeinden lediglich im Civilrechtswege 
geltend zu machen hat. 

Gleichzeitig wurde der Bezirkshauptmann angewieſen, neuerlich in 
der erſten Inſtanz auf die Zahlung der noch ausſtändigen Beträge 
ſeitens der concurrenzpflichtigen Gemeinden unter Freilaſſung des Regreß⸗ 
rechtes gegen Karl L. zu erkennen. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung recurrirte der Friedhofs⸗ 
Ausschuß und machte in der Berufung geltend, daß Concurrenzbeiträge im 
politiſchen Wege anzubringen ſind, das Gericht eine allfällige Klage 
zurückweiſen würde ac. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat dılo. 26. März 1878, 
3.2334, dem Miniſterialrecurſe des Friedhofconcurrenz⸗Ausſchuſſes von St. 
keine Folge gegeben, nachdem aus den Verhandlungsacten hervorgeht, 
daß es ſich im vorliegenden Falle um bereits von Parteien eingehobene 
Friedhofconcurrenzbeiträge handelt, welche dem L. im Jahre 1867 in 
feiner Stellung als damaliger Obmann des Kirchenconcurrenz⸗Ausſchuſſes 
in St. an der Kärntnerbahn für Friedhofzwecke übergeben, von dieſem 
aber hiezu nicht verwendet worden ſein ſollen, und der Erſatz hiefür 
von Seite des gedachten Friedhof-Ausſchuſſes nur im Rechtswege geltend 
gemacht werden kann. M. 


Durch die Verurtheilung einer Perſon wegen Uebertretung des 
Preßgeſetzes und des Geſetzes über das Verſammlungsrecht er⸗ 
ſcheint bezüglich dieſer Perſon die Vorausſetzung der Beſchol⸗ 
tenheit behufs Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete nicht gegeben. 

Der Stadtrath in T. fällte unterm 16. Februar 1877, Z. 286, 
nachſtehendes vom Bürgermeiſter und 2 Gemeinderäthen gefertigte Er⸗ 
kenntniß: 

„Von höherer ämtlicher Stelle wurde mitgetheilt, daß Karl M. 
als von einem Ausländer gezahlter Agent unberechtigt Bibeln und 
andere kleine Bücher verkauft hat, ja, daß er in ſeiner Wohnung nicht 
bewilligte Volksverſammlungen abhalten ließ, bei welchen er angeblich 
Bewohner von T. zum Uebertritte zum evangeliſchen Glauben überredet 
hat, jo. daß derſelbe infolge deſſen mit Erkenntniß des T. ... er Be 
zirksgerichtes vom 27. Jäuner 1877 wegen der Uebertretung des 8 23 
des Preßgeſetzes, dann wegen der Uebertretung des § 2 des Geſetzes 
über das Verſammlungsrecht zu einer Geldſtrafe von 20 fl., eventuell 
zu Atägigem Arreſte verurtheilt und die confiscirten Druckſchriften für 
verfallen erklärt worden ſind. Aus dieſem Anlaſſe wird dem Karl M. 
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auf Grund des § 11 Gemeindeordnung mit Benützung des § 62 | vom 3. December 1873, R. G. Bl. Nr. 34 aus dem Jahre 1874, nicht vor⸗ 


Gemeindeordnung das Recht, weiterhin im Bereiche der T. . . . er Stadt⸗ 
gemeinde ſich aufzuhalten, verweigert und demſelben auferlegt, längftens 
bis 10. März l. J. mit ſeiner Familie aus T. wegzuziehen, anſonſt 
zur Anwendung von geſetzlichen Zwangsmitteln behufs Durchführung der 
Ausweiſung geſchritten werden würde“. 

Gegen dieſes Erkenntniß hat M. den Recurs bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft eingebracht. Derſelbe führt darin aus, daß durch den 
Strafvollzug nach dem Geſetze vom 15. November 1867, R. G. Bl. 
Nr. 131, alle Folgen ſeiner Verurtheilung aufgehört haben, daß durch 
ſeine Abſtrafung ſein Wohlverhalten nicht beeinträchtigt worden ſei, daß 
die ihm zur Laſt fallenden Uebertretungen ihn nicht zu einem gemeinde⸗ 
geſährlichen Menſchen machen und daß die weiteren zur Begründung 
des Erkenntniſſes angeführten Umſtände, nämlich daß er ein gezahlter 
Agent eines Ausländers ſei und daß er die Bewohner T.... 3 zum 
Uebertritte zum evangeliſchen Glauben überrede, nicht erwieſen ſeien. Er 
ſei Colporteur der protokollirten Buchhandlungsſirma W. H. & Comp. 
in P. und beziehe ein Solär von 650 fl. Da er bisher ſtets 
wohlverhalten war und einen Heimatſchein bei der Gemeinde T. hinter⸗ 
legt habe, fo ſeien die Bedingungen des $ 11 Gemeindeordnung erfüllt 
und er könne nicht ausgewieſen werden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat mit dem Erkenntniſſe vom 12. März 
1877, 3. 577, dieſem Recurſe keine Folge gegeben, weil durch das 
Straferkenntniß des Bezirksgerichtes in T. vom 27. Jänner 1877, 
8. 25 und 127, mit welchem M. wegen der Uebertretung des 8 23 
des Preßgeſetzes vom 27. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 und des 
8 2 des Geſetzes vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 58, geſtraft 
wurde, erwieſen iſt, daß M. als Fremder kein tadelloſes Leben führt 
und weil er auch in dem Recurſe ſich für einen Colporteur ausgibt, 
während er die dazu erforderliche Amtslicenz nicht beſitzt, und ſo zu 
erkennen gibt, daß er in ſeinem unerlaubten Gewerbe weiter fortzufahren 
beabſichtigt. 

In dem gegen dieſe Entſcheidung überreichten Recurſe macht M. 
Nachſtehendes geltend: Er habe gegen das gerichtliche Erkenntniß nur 
deshalb nicht recurrirt, weil er der Meinung war, es werde auf eine 
ſo geringe Uebertretung, die er nur aus Geſetzesunkenntniß begangen 
habe, kein ſo großes Gewicht gelegt werden und er werde trotzdem die 
Colporteurslicenz erhalten, wie dies bei anderen Colporteuren nach Voll⸗ 
zug der Strafe wegen ähnlicher Uebertretungen der Fall geweſen. Daß 
er ſich für einen Colporteur ausgebe, geſchehe deshalb, weil er der 
Meinung war, die Erneuerung ſeiner Licenz, die er bereits neun Jahre 
beſaß, wieder zu erlangen. 

Die Statthalterei hat nach Sicherſtellung des Umſtandes, daß M. 
weder einen Realbeſitz in der Gemeinde T. hat, noch auch daſelbſt 
von einem ſelbſtſtändigen Gewerbe oder Einkommen eine Steuer gezahlt 
hat, dem vorerwähnten Recurſe mit der Entſcheidung vom 24. November 
1877, 8. 66.638, aus den Gründen der angefochtenen Entſcheidung 
keine Folge gegeben. 

Das k. k. Miniſterium des Innern fand über Recurs des Karl M. 
mit Entſcheidung vom 8. Juli 1878, Z. 8979, die mit dem Erkennt⸗ 
niſſe des Stadtrathes in T. verſügte und mit den Entſcheidungen der 
Bezirkshauptmannſchaft und der Statthalterei beſtätigte Ausweiſung des 
Recurrenten aus dem Gebiete der Stadtgemeinde T. außer Kraft zu 
ſetzen, „weil die Unbeſcholtenheit des Karl M. dadurch, daß er wegen 
Uebertretung des Preßgeſetzes und des Geſetzes über das Verſammlungs⸗ 
recht abgeſtraſt wurde, nicht verloren gegangen iſt und daher die im 
§ 11 Gemeindeordnung normirte Vorausſetzuug zur Ausweiſung des 
Recurrenten, als eines Auswärtigen, aus dem Gebiete der Stadtgemeinde 
T. nicht erfüllt iſt“. H. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Junern vom 14. Juli 1878, 3. 8813, betreffend 
das Vorgehen der k. k. Polizeibehörden dei Verfolgung von nach England ge— 
flüchteten Verbrechern. 

Es hat ſich der Fall ergeben, daß ein wegen eines Verbrechens gerichtlich 
verfolgtes Individuum nach Southampton entflohen iſt, und daſelbſt in Folge 
telegräphiſchen Anſuchens eines öſterreichiſchen Polizei⸗Commiſſärs verhaftet wurde. 

Deſſen Auslieferung konnte jedoch nicht bewerkſtelligt werden, weil die 
demſelben zur Laſt gelegten Delicte in unſerem Auslieferungsvertrag mit England 
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geſehen ſind, und mußte demnach die auf Veranlaſſung des genannten Polizei⸗ 
beamten durch das Conſulat in Southampton vorgenommene Verhaftung wieder 
rückgängig gemacht werden. 

Um ähnlichen Unzukömmlichkeiten für die Zukunft vorzubeugen, beehrt ſich 
das Miniſterium des Innern Hochdieſelben im Sinne der diesfälligen Zuſchrift 
des k. k Juſtizminiſteriums vom 21. Juni l. J., 8. 8439 zu erſuchen, den 
unterſtehenden k. k. Polizeibehörden als Richtſchnur vorzuzeichnen, daß ſie wegen 
Verfolgung oder Verhaftung von nach Großbrittanien und Irland geflüchteten 
Verbrechern ſich niemals an die k. u. k. Botſchaft in London oder an die k. k. 
Conſulate in Großbrittanien und Irland wenden ſollen, ohne vorher, nöthigen⸗ 
ſalls auf telegraphiſchem Wege, die Weiſung des Juſtizminiſteriums, beziehungsweiſe 
des Miniſteriums des Innern, welches diesfalls das Einvernehmen mit dem 
Juſtizminiſterium pflegen wird, eingeholt zu haben. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 11. Juli 1878, 3. 9318, an ſämmtliche 
k. k. Oberlandesgerichte, womit bekannt gegeben wird, daß die k. k. Steuerümter 
in gleicher Weiſe wie die bücherliche Sicherſtellung auch die hücherliche Löfchung 
von ordentlichen Gebühren im eigenen Wirkungskreiſe anzuſuchen berechtigt ſind. 

Durch Verordnungen der Miniſterien der Juſtiz und der Finanzen vom 
13. December 1852, R. G. Bl. Nr. 256, wurde beſtimmt, daß die zur Einhebung 
der Gebühren beauftragten Aemter wegen bücherlicher Sicherſtellung der Gebühren 
auf den für dieſelben haftenden Objecten ſich durch die unmittelbar vorgeſetzte 
Finanzbezirksdirection an das zuſtändige Gericht mittelſt Erſuchſchreibens zu 
wenden und daß die bezeichneten Aemter in gleicher Weiſe bei erfolgter Berichtigung 
der Gebühren die bücherliche Löſchung von Amtswegen zu veranlafſen haben. 

Dieſe Verordnung wurde durch die ſpätere vom 13. September 1868, 
R. G. Bl. Nr. 130, dahin geändert, daß die Steuerämter die bücherliche Sicher⸗ 
ſtellung ordentlicher Gebühren im eigenen Wirkungskreiſe auch ohne vorläufige 
Genehmigung der leitenden Finanzbezirksbehörden anzuſuchen berechtigt ſeien. 

In jüngſter Zeit gab ein Bezirksgericht der Auslegung Ausdruck, daß 
durch die letztere Verordnung nur die Abänderung des Vorganges bei Sicher⸗ 
ſtellungen von Gebühren, keineswegs aber bei bücherlichen Löſchungen der ſicher⸗ 
geſtellten Gebühren erfolgt ſei. 

Dadurch hat das k. k. Finanzminiſterium ſich veranlaßt gefunden, in einer 
Zuſchrift an das Juſtizminiſterium gegen dieſe Interpretation des Gerichtes zu 
bemerken, daß die Aenderung des 2. Abſatzes der Verordnung vom 13. December 
1852 in Betreff der Sicherſtellung der Gebühren auch die Aenderung des im 
3. Abſatze dieſer Verordnung vorgezeichneten Vorganges bezüglich der Löſchung 
zur Folge hat und daß ſonach die Löſchung der ſichergeſtellten Gebühren in gleicher 
Weiſe, wie deren Sicherſtellung, unmittelbar von den Bemeſſungsorganen bei den 
zuſtändigen Gerichten zu veranlaſſen iſt. 

Zugleich hat das k k. Finanzminiſterium anher eröffnet, daß die k. k. Steuer⸗ 
ämter in gleicher Weiſe, wie die bücherliche Sicherſtellung, auch die bücherliche 
Löſchung von ordentlichen Gebühren im eigenen Wirkungskreiſe ohne vorläufige 
Genehmigung der leitenden Finanzbezirksbehörden anzuſuchen berechtigt ſind. 

Dieſe für die Legitimation der Steuerämter bei ihrem gerichtlichen Ein⸗ 
ſchreiten maßgebende Verſügung wird zur Kenntniß des k. k. Oberlandesgerichtes 


mit dem Auftrage gebracht, ſämmtlichen unterſtehenden Gerichten hievon Mittheilung 
zu machen. 


enn Dh Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksarzte Dr. Alois Krziz in 

goldene ee 175 der Krone berliehen RE 
Seine Venjeftät haben dem Directionspräſes der a. p. Kaiſer⸗Ferdinands⸗ 

Nordbahn Regierungsrathe Joſef Stummer Ritter v. Traunfels tarfrei den 

Titel eines Hofrathes verliehen. 

„Seine Majeſtät haben dem Director des orientaliſchen Muſeums in Wien, 

W Arthur v. Scala taxfrei den Titel eines Regierungsrathes 

erliehen. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 

Statthaltereiſecretäre Dr. Joſef Leiter und Otto Freiherrn v. Humbracht, 

dann den Bezirkscommiſſär Dr. Joſef Lant ſchner zu Bezirkshauptmännern in 

Tirol und Voralberg ernannt, ferner den Bezirkscommiſſär Benedict Ritter 

v. Hebenſtreit zum Statthaltereiſeeretär in Tirol ernannt. 


N Erledigungen. 

5 Officialsſtelle bei dem k. k. Gefällenhaupt⸗, dann Tabak⸗ und Stempelver⸗ 
e in der zehnten Rangsclaſſe gegen Caution bis Ende Auguſt. 
(nta, . Br 5 

ezirkscommiſſärsſtelle im Tiroler Verwaltungs ebiete, bis 15. A ö 
(Amtsbl. Nr. 176.) 2 i “an 
Conceptsprakticantenſtelle im Status der politiſchen Behörden im Herzog⸗ 
thume Salzburg, mit 500 fl. Adjutum jährlich, bis 15. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 178.) 
. TEN TE 
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